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Vollendung der Demokratie oder Tyrannei der Mehrheit? 
Die Parteien und andere Großorganisationen verlieren an Bindekraft, klas-
sische Milieus lösen sich auf. Damit vergrößert sich der Kommunikationsgraben 
zwischen Politik und Bürgern und es wird für die politisch verantwortlichen 
schwieriger, die Themen zu identifizieren, die den Bürgern auf den Nägeln 
brennen. es ist für das Fortkommen des einzelnen Abgeordneten in vielen Si-
tuationen wichtiger, auf die Meinung seiner Fraktionsführung zu hören, als 
auf die Meinung der Bürger. Diese entwicklung, die mit einer zunehmenden 
entfremdung zwischen regierenden und regierten einhergeht, ist sicher ein 
gewichtiger Grund, warum die Diskussion über direktdemokratische Beteili-
gungsmöglichkeiten wieder auf der Tagesordnung steht. ein weiterer Grund ist 
das neue Fünf-Parteiensystem, das schon heute in vielen Bundesländern Koa-
litionen „alten Zuschnitts“ nicht mehr zulässt. Fragile Dreierkoalitionen treten 
in vielen Bundesländern und möglicherweise auch im Bund an ihre Stelle. Das 
eingehen solcher Koalitionen ist zwar aus pragmatischen Gründen notwendig, 
aber diese Bündnisse sind kaum noch in der Lage, eine große Begeisterung an 
der Basis der Parteien und bei den Bürgern auszulösen. Koalitionen hören da-
mit auf, politische „Projekte“ zu sein. vielmehr nehmen sie noch stärker den 
Charakter von Zwangsgemeinschaften an, die für eine Legislaturperiode ge-
schlossen werden. 
Dies mag auch dem beschriebenen Trend der Zeit entsprechen, der in die rich-
tung der Lösung traditioneller ideologischer Bindungen geht. Das ist nicht 
nur negativ zu sehen, wird aber das Gefühl bei den Bürgern, sich persönlich 
durch die Politik repräsentiert zu fühlen, auch nicht gerade verstärken. Di-
rektdemokratische elemente können einen Beitrag dazu leisten, die „rationale 
Ignoranz“, also das Desinteresse vieler Bürger, das aus dem Gefühl heraus 
entsteht, ohnehin nichts bewirken zu können, zurückzudrängen. Dabei kann 
es nicht darum gehen, eine oft konstatierte Allmacht der Parteien durch eine 
„Tyrannei der Mehrheit“ zu ersetzen. Denn auch Mehrheitsmeinungen können 
fragwürdig sein und legitime rechte bedrohen. Wie der Schweizer Liberale 
robert Nef feststellt: „Je mehr Lebensfragen via Politik gelöst werden sollen, 
desto fragwürdiger wird das Mehrheitsprinzip. eine lebendige und freie Ge-
meinschaft beruht auf dem friedlichen Wettbewerb in vielfalt und nicht auf 
dem durch das Mehrheitsprinzip legitimierten Zwang. Staatlicher Zwang, und 
vor allem der Zwang zum Guten, oder zu dem, was eine Mehrheit für gut hält, 
macht vielfalt zur einfalt und hat insgesamt eine auch für die Gemeinschaft 
destruktive Wirkung.“ Diese Kritik am Mehrheitsprinzip ist allerdings nicht als 
grundsätzliche Ablehnung direktdemokratischer Institutionen zu betrachten: 
6„Demokratie bleibt nur als beschränkte Demokratie problemlösungsfähig und 
das gilt sowohl für die direkte als auch für die indirekte Demokratie. Die in-
direkte Demokratie ist, was die überbewertung der Politik anbelangt sogar 
noch gefährlicher, weil sich dort die professionellen und halbprofessionellen 
Politiker tummeln, die sich für den Nabel der Welt halten, und suggerieren, 
sie könnten weltweit alle Probleme durch mehr Politik, mehr Machtausübung 
und mehr Besteuerung lösen.“1 
es geht bei direkter Demokratie also nicht darum, die entscheidung der Mehr-
heit absolut zu setzen. vielmehr geht es um ein neues Gleichgewicht, d. h. 
auch um die Begrenzung der Macht der Parteien. es soll die Möglichkeit poli-
tischer Partizipation über die Bundes- und Landtagswahlen hinaus geschaffen 
werden. Für immer mehr Bürger steht die Parteibindung nicht mehr im vor-
dergrund, sondern die entscheidung über konkrete Themen. Wer einer Partei 
seine Stimme gibt, wählt damit das ganze programmatische Tableau, obwohl 
der einzelne vielleicht in einigen zentralen Fragen mit der Partei übereinstimmt, 
aber in anderen Themenfeldern eine andere Meinung vertreten würde. Direkte 
Demokratie ermöglicht es, einzelthemen zur Abstimmung zu stellen, dadurch 
kommen diese in den Fokus der Debatte. es geht dabei nicht um die Aushebe-
lung oder gar Abschaffung der repräsentativen Demokratie, sondern um ihre 
direktdemokratische ergänzung. Mit den Worten des Politikwissenschaftlers 
Theo Schiller gesagt: „Wie alle demokratische volkssouveränität unterliegt 
auch die Ausübung direktdemokratischer Gesetzgebung den Schranken, die 
mehrheitsdemokratischen entscheidungen durch die Garantie von Individual-
rechten der Freiheit und Gleichheit und durch den Schutz von Minderheiten 
gezogen sind.“2
Historische Entwicklung in der Neuzeit
Historische vorreiter der direkten Demokratie in der frühen Neuzeit waren Fran-
kreich, die vereinigten Staaten von Amerika und die Schweiz. Die verfassung der 
Jakobiner in Frankreich aus dem Jahr 1793 wurde durch ein verfassungsrefe-
rendum abgesegnet und sah eine reihe direktdemokratischer Institutionen vor, 
die aber so wie vorgesehen nie angewandt wurden. Plebiszite ebneten jedoch 
1 robert Nef. Begrenzung der Demokratie durch Begrenzung der Politik, veröffentlicht auf dem 
Blog des Liberalen Instituts: http://liberalesinstitut.wordpress.com/2010/01/18/begrenzung-
der-demokratie-durch-begrenzung-der-politik/
2 Theo Schiller, Direkte Demokratie. eine einführung, Frankfurt a. M. 2002, S. 30. 
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den Weg Napoleons zur Macht durch die Abstimmung über die Direktorialver-
fassung und die Konsularverfassung. Jahrzehnte später griff Napoleons Neffe 
Louis Napoleon auf dieses Legitimationsinstrument zurück. Auch Charles de 
Gaulle folgte dieser Tradition in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, um 
die von ihm geschaffene neue verfassungsordnung zu legitimieren. 1962 seg-
nete ein Plebiszit die von ihm angestrebte Direktwahl des Präsidenten ab. 1969 
scheiterte er jedoch mit seinem Ansinnen, sich erneut die unterstützung durch 
ein Plebiszit zu verschaffen. Sowohl Präsident Pompidou als auch Präsident 
Mitterand ließen ihre europapolitik durch referenden absegnen, im ersten Fall 
die erweiterung der eWG und im zweiten Fall den Maastrichtvertrag. In Ame-
rika hatten einige Staaten schon vor dem Inkrafttreten der Bundesverfassung 
1787 auf das Mittel des verfassungsreferendums zurückgegriffen. 
Mit der direkten Demokratie wird heute in der regel die Schweiz assoziiert. 
Die meisten Abstimmungen mit der größten Zahl an Stimmberechtigten finden 
allerdings in den vereinigten Staaten statt. Auf der Bundesebene gibt es dort 
keine direktdemokratischen elemente, aber in 27 Bundesstaaten, in der Mehrheit 
der größten Städte des Landes und in den meisten Gemeinden, Bezirken und 
Distrikten. In fast allen Bundesstaaten wurden verfassungsreferenden obliga-
torisch.3 In der Schweiz wurde das „obligatorische verfassungsreferendum“ in 
den meisten Kantonen in den 1830er Jahren eingeführt. Auch die neue Bun-
desverfassung von 1848 sah das obligatorische verfassungsreferendum und 
die Möglichkeit der Totalrevision durch volksinitiative vor.
In den übrigen europäischen Staaten konnte sich die Idee einer direktdemokra-
tischen verfassungslegitimierung kaum durchsetzen. Außerhalb europas führte 
jedoch Australien 1901 das obligatorische verfassungsreferendum ein und in 
europa schließlich Dänemark im Jahr 1905. erst nach dem ersten Weltkrieg 
gab es einen weiteren Schub hin zu direktdemokratischen verfahren in europa. 
Österreich legte 1929 ein obligatorisches verfassungsreferendum fest. In Irland 
wurde die verfassung von 1937 durch volksabstimmung legitimiert. Nach dem 
zweiten Weltkrieg wurde in Frankreich die verfassung der Iv. republik durch 
referendum angenommen und in Italien 1946 die Monarchie durch Plebiszit 
aufgehoben. In Deutschland wurde die Wiedereinführung der Demokratie in 
einigen Ländern, in Württemberg-Baden, Bayern, Hessen, Württemberg-Ho-
henzollern, rheinland-Pfalz, Baden und Bremen und Nordrhein-Westfalen per 
referendum unterstützt. Das Grundgesetz von 1949 verzichtete hingegen auf 
3 Sivano Moeckli: Direkte Demokratie in den Gliedstaaten der uSA, in: Direkte Demokratie. 
Bestandsaufnahme und Wirkungen im internationalen vergleich, hrsg. von M. Freitag, u. 
Wagschal,  Berlin 2007, S. 19 ff. 
8direktdemokratische elemente. Dies wird oft auf die erfahrungen des Scheiterns 
der Weimarer republik zurückgeführt. Die „Weimarer verhältnisse“ werden im-
mer wieder herangezogen, um die negativen Auswirkungen direkter Demokra-
tie hervorzuheben. eine Argumentation, die so jedoch kaum der historischen 
überprüfung standhält.4
Das „Weimarer Trauma“ und die direkte Demokratie
Theo Schiller fasst treffend zusammen: „In jeder Diskussion über direkte Demo-
kratie in Deutschland wird stereotyp auf angeblich „negative Weimarer erfah-
rungen“ verwiesen. Mit „Weimar“ wird regelmäßig erklärt, warum das Grundge-
setz für die Bundesebene keine direktdemokratischen verfahren aufgenommen 
hat, und lange Zeit wurde mit dem historischen verweis auch vor der einführung 
solcher volksrechte für die Zukunft gewarnt. Die historische Forschung hat je-
doch inzwischen so viel Aufklärungsarbeit geleistet, dass diese Argumentation 
nicht mehr aufrechtzuerhalten ist.“5 es ließe sich nicht nachweisen, dass die 
volksabstimmungen in der Weimarer republik zu ihrem Scheitern beigetragen 
hätten. es sei auch nicht belegbar, dass sich der Parlamentarische rat bei sei-
nem verzicht auf die Aufnahme plebiszitärer elemente im  Grundgesetz durch 
die Weimarer erfahrung leiten ließ. Die Position des Parlamentarischen rates 
zur direkten Demokratie erkläre sich vielmehr aus den besonderen Bedingungen 
der heraufziehenden Ost-West-Auseinandersetzung.
Die direktdemokratische Beteiligung wurde auch deshalb in die Weimarer 
reichsverfassung von 1919 aufgenommen, um dem im Folge der revolution 
von 1918/19 weitverbreiteten rätegedanken, der mit einer radikaldemokra-
tischen rhetorik gerechtfertigt wurde, entgegenzuwirken. Als ergebnis von 
Kompromissen wurden eine reihe direktdemokratischer und plebiszitärer ver-
fahren in der Weimarer verfassung verankert, aber nur das volksbegehren und 
der folgende volksentscheid waren in der Praxis von Bedeutung. Die anderen 
verfahren spielten in der Praxis auf nationaler ebene kaum eine rolle. von 33 
erwogenen und angekündigten volksbegehren erreichten nur 13 die Zulassung 
nach der Sammlung von 5.000 unterschriften und nur drei volksentscheide 
4 Schiller, Direkte Demokratie, S. 21 f. 
5 Ders., S. 73. 
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nahmen die Hürde von zehn Prozent der Stimmberechtigten und davon wurden 
nur zwei schließlich tatsächlich zur Abstimmung vorgelegt.6 
Das waren der volksentscheid über die „Fürstenenteignung“ im Jahr 1926 und 
der volksentscheid über den „Young-Plan.“ Die Fürstenenteignung wurde von 
SPD und KPD unterstützt, scheiterte aber daran, dass nur 36,3 Prozent aller 
Stimmberechtigten sich an der Abstimmung beteiligten. Das notwendige Be-
teiligungsquorum lag aber bei 50 Prozent. Dass der volksentscheid über den 
Young-Plan, der ebenfalls scheiterte, eine Bühne für aggressive antirepubli-
kanische Propaganda bot, ist zwar zutreffend, dies galt aber für jede Land-
tags- und reichstagswahl der damaligen Zeit. Bemerkenswert ist, dass trotz 
dieser Agitation die Parteien der „nationalen Opposition“ aus DNvP, kleineren 
rechtsradikalen Gruppierungen und NSDAP bei diesem volksentscheid nur 85 
Prozent ihres Wählerpotenzials von 1928 ausschöpfen konnten.7
Auch Kost betont, dass „die Weimarer republik nicht durch Plebiszite und re-
ferenden untergegangen ist, sondern dass – neben antidemokratischen Hal-
tungen in der Gesellschaft, institutionellen Schwächen des politischen Systems, 
wirtschaftlichen Problemen und einer reihe anderer ursachen – die Nazis am 
ende durch Parlamentswahlen an die Macht kamen.“8
Dass die Zeitgenossen in den volksentscheiden wohl keinen Hauptgrund für 
das Scheitern der Weimarer verfassung erblickten, zeigt der umstand, dass in 
den ersten Landesverfassungen vor der Gründung der Bundesrepublik direkt-
demokratische und plebiszitäre elemente Aufnahme fanden, die sich an dem 
Weimarer vorbild orientierten. In den Protokollen des Parlamentarischen rates 
finden sich keine ausführlichen erörterungen der Weimarer erfahrungen. es 
waren wohl vielmehr die umstände des Kalten Krieges, die die verfassungs-
väter von der einführung direktdemokratischer elemente Abstand nehmen 
ließen. (Die obligatorische volksabstimmung über die Neugliederungen der 
Bundesländer ist die Ausnahme). Man befürchtete den versuch der einfluss-
nahme durch das SeD-regime, etwa durch die volksbegehrenskampagne „Für 
die einheit Deutschlands.“9 Theo Schiller zieht daraus den Schluss, „dass die 
damaligen Motive der Abstinenz historisch überholt sind. Aber auch das Wei-
marer Trauma, das schon bei der entstehung des Grundgesetzes eine allenfalls 
nachrangige rolle spielte, ist mit recht verblasst.“10
6 Ders., S. 76. 
7 Ders. , S. 76 ff. 
8 Kost, Direkte Demokratie, Wiesbaden 2008, S. 21.
9 Schiller, Direkte Demokratie, S. 80.
10 ebd. 
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Direkte Demokratie in der Bundesrepublik 
in Ländern und Kommunen
Im Gegensatz zum Grundgesetz wurden in den meisten Landesverfassungen 
direktdemokratische verfahren eingeführt. Zu diesen Instrumenten gehört die 
volksinitiative bzw. der Bürgerantrag, durch deren verankerung das Petitions-
recht der Bürger eine erweiterung fand. Durch die volksinitiative entsteht kein 
Handlungszwang für den Landtag, dieser muss sich allerdings mit bestimmten 
politischen Gegenständen befassen und vertreter der Initiativen erhalten ein 
recht auf Anhörung im Landesparlament. Die Initiative muss sich mit Lan-
desthemen befassen und ein gewisses Quorum von Stimmberechtigten aus 
den Ländern umfassen. In Berlin liegt das notwendige unterschriftenquorum 
bei 3,7 Prozent der stimmberechtigten Bürger, in Nordrhein-Westfalen hinge-
gen bei 0,5 Prozent.11
Weiter als die volksinitiative geht das volksbegehren. Der thematische Gegen-
stand des volksbegehrens ist ein förmliches Gesetz, das in den verantwortungs-
bereich des jeweiligen Bundeslandes fällt und das erlassen, geändert oder auf-
gehoben werden soll. In den meisten Bundesländern sind volksbegehren über 
Finanzfragen und Staatsverträge nicht zulässig. ein volksbegehren benötigt 
die unterstützung durch unterschriften von 4 Prozent der Stimmbevölkerung 
in Brandenburg bis hin zu 20 Prozent in Hessen und im Saarland. Wenn der 
Landtag dem volksbegehren nicht zustimmt, dann wird ein volksentscheid 
angesetzt. In diesem Fall tritt der volksentscheid an die Stelle eines Landtags-
beschlusses. Damit das Abstimmungsergebnis wirksam werden kann, muss 
die Mehrheit einem bestimmten Prozentsatz der Stimmberechtigten entspre-
chen, etwa in Nordrhein-Westfalen 15 Prozent und im Saarland 50 Prozent. 
In Deutschland fanden zwischen 1946 und 2005 52 volksbegehren statt. Die 
meisten direktdemokratischen verfahren verzeichnete bis 2005 Bayern mit 16 
volksbegehren und fünf volksentscheiden.12
Dass offensichtlich von den vorhandenen Möglichkeiten nur in begrenztem 
Maße Gebrauch gemacht wurde, lässt sich auf die relativ hohen Hürden zur 
realisierung zurückführen. Die hohen Hürden und die einschränkung der The-
men, über die abgestimmt werden darf, sind charakteristisch für die Bundesre-
publik:  „Auf Länder- und Kommunalebene finden sich im Grundprofil ähnliche 
11 Kost: Direkte Demokratie, S. 57-60. 
12 Ders., S. 60-66
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Muster, die sich von anderen Ländern wie der Schweiz, den Bundesstaaten 
der uSA oder auch von Italien erheblich unterscheiden. Im unterschied zu 
Deutschland sind dort Haushalts- und Steuerthemen nicht ausgeschlossen 
und unterstützungsquoren für eine erfolgreiche Initiative in der regel sehr 
viel niedriger.“13 erst nach 1990 sind – mit Ausnahme von Baden-Württemberg 
– direktdemokratische verfahren auf kommunaler ebene eingeführt worden. 
Inzwischen gab es bis zum Jahr 2005 auf kommunaler ebene 3.647 Bürger-
begehren und 1.767 Bürgerentscheide, die aus Bürgerbegehren hervorgingen. 
etwa die Hälfte aller auf kommunaler ebene durchgeführten volksentscheide 
fand in Bayern statt.14 
überraschend ist, dass bis 1990 direktdemokratische verfahren auf kommu-
naler ebene außer in Baden-Württemberg fehlten, da die kommunale ebene in 
der regel im Gegensatz zur nationalen ebene als ideales Feld für direktdemo-
kratische Beteiligung beschrieben wird.15 robert Nef vertritt den Standpunkt, 
direkte Demokratie funktioniere vor allem deshalb, weil in kleinen einheiten 
die Bürger, die eine entscheidung treffen, auch direkt mit den Folgen der 
entscheidung konfrontiert werden. Wenn man einen klaren Zusammenhang 
erkennen könne zwischen dem, was man selbst zahlt und dem, was man be-
kommt, könne der Wähler eine wirkliche Kosten/Nutzen-Abwägung vorneh-
men. Wichtig sei dabei, dass nach Möglichkeit die entscheider, die Zahler und 
die Profiteure einer Maßnahme weitgehend identisch sein sollten, was auf 
kommunaler ebene eher der Fall sein wird als auf der nationalen. viele ko-
stenintensive politische Forderungen würden von selbst verschwinden, wenn 
für die Bürger erkennbar wäre, welcher Teil ihres eigenen einkommens dafür 
aufgewendet werden müsste. Zugleich schütze die verankerung der direkten 
Demokratie auf kommunaler ebene vor der Ausbeutung einer Minderheit durch 
die Mehrheit der Wähler. Dadurch, dass man seinen Wohnsitz dorthin verle-
gen kann, wo einem das verhältnis von Steuerbelastung zu den angebotenen 
öffentlichen Leistungen am besten erscheint, entstehe Wettbewerb zwischen 
den Kommunen um die beste Lösung. Der unart, dass man einem kleinen Teil 
der Bürger die Kosten für die beschlossenen Gemeinschaftsaufgaben aufbür-
det, würden Grenzen gesetzt.16
 
13 Theo Schiller, Direkte Demokratie auf Bundesländer- und Kommunalebene, in: Direkte 
Demokratie. Bestandsaufnahme und Wirkungen, S. 118. 
14 Ders., S. 128. 
15 Ders., S. 120 f. 
16 robert Nef, Gemeindeautonomie, direkte Demokratie und Steuerwettbewerb in der Schweiz, 
Liberales Institut 2009. 
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Bundesländer: Spektakuläre Fälle von 
Volksentscheiden in den letzten Jahren 
In den letzten Jahren seit 2005 waren die Bundesländer Schauplatz zum Teil 
spektakulärer Auseinandersetzungen im vorfeld direktdemokratischer ent-
scheidungen. Die Bundeshauptstadt etwa war die Bühne für zwei Initiativen, 
die in zwei von bürgerlicher Seite angestoßenen volksentscheiden mündeten. 
Beide volksentscheide gingen verloren: Die Abstimmung zum erhalt des Flug-
hafens Tempelhof17 und der versuch der Initiative „Pro reli“, religionsunter-
richt gleichberechtigt neben dem ethikunterricht als Angebot an den Berliner 
Schulen durchzusetzen. In beiden Fällen verfehlte die Zahl der Ja-Stimmen das 
notwendige Quorum von einem viertel der Stimmberechtigten. Im Falle der 
Abstimmung über die Initiative „Pro reli“ verfehlte diese sogar die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen.18 Besonders bei der ersten Abstimmung handelte 
es sich auch um den versuch, ein Zeichen gegen den rot-roten Senat von Ber-
lin zu setzen. Beide volksabstimmungen waren mit einer starken emotionali-
sierung und auch politischen Polarisierung verbunden, ging es doch über den 
konkreten Anlass hinaus um weltanschauliche Fragen. Im Falle der Abstimmung 
über den Flughafen Tempelhof schien das Für und Wider auch die Deutung 
der Geschichte des Kalten Krieges und der rolle West-Berlins als Bollwerk der 
Freiheit gegen den Kommunismus zu betreffen. und bei der Abstimmung über 
„Pro reli“ spielte die grundsätzliche Haltung zum verhältnis von religion und 
Staat eine rolle. Beide volksabstimmungen hatten aber auch den effekt, dass 
die Auseinandersetzungen mit der entscheidung ein jähes ende fanden. 
erfolgreich waren hingegen die Initiativen in Bayern zum rauchverbot und 
in Hamburg gegen die verlängerung der Grundschulzeit. Nach der Niederlage 
bei den Landtagswahlen in Bayern lockerten CSu und FDP das rauchverbot. 
Daraufhin wurde aus reihen der ÖDP ein volksbegehren „Für echten Nicht-
raucherschutz“ in die Wege geleitet. 1,3 Millionen Bürger unterschrieben den 
Antrag, was weit über den erforderlichen 950.000 unterschriften lag, sodass 
der Weg für die volksabstimmung frei war. Die Initiative wurde von SPD und 
Grünen unterstützt, wohingegen die CSu sich nach ihren negativen erfahrungen 
im bayerischen Landtagswahlkampf neutral verhielt.19 Bei den Wahlen waren 
schließlich 9,4 Millionen Wahlberechtigte aufgefordert, über das rauchverbot 
17 Tagesspiegel: http://www.tagesspiegel.de/politik/deutschland/volksentscheid-
gescheitert/1221810.htm
18 Der SPIeGeL: http://www.spiegel.de/schulspiegel/wissen/0,1518,621176,00.htm
19 Der SPIeGeL: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,704484,00.html
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abzustimmen. Die Wahlbeteiligung betrug schließlich 37,7 Prozent. Bei der 
Wahl stimmten 61 Prozent der Wähler dafür, dass das rauchen in Gaststätten, 
Kneipen und Bierzelten ausnahmslos verboten werden sollte.20 
Dieser erfolg der Initiative löste eine Debatte über mehr direkte Demokratie aus. 
Politiker aus den reihen von SPD und Grünen traten für mehr direkte Demokratie 
auf Bundesebene ein, darunter die SPD-Generalsekretärin Andrea Nahles und 
der Fraktionschef der Grünen Jürgen Trittin. Die Grünen-vorsitzende Claudia 
roth forderte sogar eine volksabstimmung über die Laufzeitverlängerung von 
Atomkraftwerken. Der Generalsekretär der SPD Baden-Württemberg wollte die 
PKW-Maut und die Wehrpflicht zur Wahl stellen und der CSu-Generalsekretär 
Fragen der eu-erweiterung.21 Grundsätzlich wollte also fast jeder der Befür-
worter von volksentscheiden die Themen zur Wahl stellen, bei denen er sich 
eine Mehrheit bei den Bürgern erhoffen konnte. Diese Interessengebundenheit 
in der Debatte um die direkte Demokratie zeigte sich auch in der Diskussion, 
die auf die zweite wichtige direktdemokratische Abstimmung im Jahr 2010 
folgen sollte. 
Seit Dezember 2008 sind volksentscheide in Hamburg verbindlich. Sollen ihre 
ergebnisse korrigiert werden, so muss eine neue volksabstimmung angesetzt 
werden. Die Initiative „Wir wollen lernen“ nutzte diese Chance zu direkter De-
mokratie, um einen Teil der vom schwarz-grünen Senat angesetzten Schulreform 
zum Scheitern zu bringen. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung kommentierte 
die Findung und Organisation dieser spontanen basisdemokratischen Bewegung 
so: „Was der Initiative dabei gelang, nötigt respekt ab. (…) Die Initiative bekam 
genug Geld gesammelt. Sie fand für ihre Bewegung einen griffigen, eingän-
gigen Namen. und sie schaffte es, dass in Hamburg selbst in den Kneipen auf 
einmal über Schulpolitik diskutiert wurde.“22 
Im November 2009 legte die Initiative 184.500 unterschriften vor. Die erfor-
derliche Mindestzahl lag nur bei 61.834 Stimmen. Für die Beibehaltung der 
vierjährigen Grundschule, für die sich die Initiative „Wir wollen lernen“ einge-
setzt hatte, stimmten 276.304 Bürger. Nur 218.065 von insgesamt 1,3 Millio-
nen Bürgern, die zum volksentscheid aufgefordert worden waren, stimmten für 
das Modell der sechsjährigen Primarschule, hinter das sich alle im Parlament 
20 Der SPIeGeL:  http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,704631,00.html
21 Focus: http://www.focus.de/politik/weitere-meldungen/volksentscheid-ein-ruf-nach-
direkter-demokratie_aid_532539.html
22 Frankfurter Allgemeine Zeitung: http://www.faz.net/s/rub594835B672714A1DB1A121534-
F010ee1/Doc~e957BCeA7C5FA4682B75DDD1139354D6A~ATpl~ecommon~Scontent.
html
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vertretenen Parteien gestellt hatten. Die folgende Debatte ließ deutlich den 
umstand zu Tage treten, dass direkte Demokratie in der regel dann besonders 
lautstark gefordert wird, wenn ihre Protagonisten glauben, ihre politischen 
Anliegen auf diese Weise durchsetzen zu können. Denn wenn sich die Bürger 
gegen die Absicht der politischen Protagonisten entscheiden, kommen bei den 
politischen entscheidungsträgern Zweifel über die richtigkeit der Forderung 
nach direkter Demokratie auf. Gerade auf der linken Seite des politischen Spek-
trums war man über die Hamburger Wahlentscheidung enttäuscht. Hatten sich 
doch auch die Grünen immer wieder für Basisdemokratie ausgesprochen und 
nun wurde das Lieblingsprojekt der Öko-Partei in Hamburg per volksentscheid 
gestoppt. Gegenüber dem Deutschlandradio äußerte der Grünen-vorsitzende 
Cem Özdemir Zweifel an dem Sinn der direkten Demokratie.  Das Manko der 
direkten Demokratie sei, dass gerade diejenigen, die über mehr Geld und damit 
über einen besseren Medienzugang verfügten, deshalb die direkte Demokra-
tie besser nutzen könnten als andere, um ihre Interessen effektiv durchzuset-
zen.23 eine solche Argumentation wäre grundsätzlich dazu angetan, nicht nur 
direkte, sondern auch die indirekte Demokratie in Frage zu stellen, denn ohne 
Zweifel haben Menschen mit größerem engagement, die von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch machen, einen größeren einfluss auf das Wahlergebnis als diejeni-
gen, die Politik mit Desinteresse verfolgen und deshalb von ihrem recht zu 
wählen keinen Gebrauch machen wollen. Die linke Tageszeitung taz stellt zu 
dieser Debatte im Lager der Grünen, die aber für andere Teile des politischen 
Spektrums repräsentativ ist, treffend fest: „Ob einem gefällt, was Politiker so 
entscheiden, hängt vom jeweiligen Standpunkt ab. Wenn etwa, wie jetzt in 
Hamburg, selbst die CDu gegen die Mehrheit der Bevölkerung eine progres-
sive Bildungspolitik vertritt, mag man das begrüßen und über das blöde volk 
stöhnen. Wenn hingegen selbst die Grünen gegen die Mehrheit der Bevölke-
rung Bundeswehreinsätze mittragen, mag man das kritisch sehen – und sich 
einen volksentscheid wünschen. Wer aber die Form der Demokratie von ihrem 
ergebnis abhängig macht, hat ihren Sinn nicht verstanden.24
Wie diese volksentscheide auf Landesebene in jüngster Zeit zeigen, hängt der 
enthusiasmus für das Instrumentarium der direkten Demokratie stark von der 
strategischen einschätzung ab, ob diese die eigene politische Ausgangslage ver-
bessert oder verschlechtert. erfolge für die eigene Agenda bei volksentscheiden 
gehen in der regel mit einer positiveren Bewertung der direkten Demokratie 
einher. Niederlagen hingegen nähren die Skepsis. Diese erwägungen im ent-
23 Deutschlandradio:  http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/interview/1227604/
24 Tageszeitung (taz): http://www.taz.de/1/debatte/kommentar/artikel/1/demokratie-ist-kein-
wunschkonzert/
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scheidungsprozess für mehr direkte Demokratie werden sich nie ganz ausblen-
den lassen, grundsätzlich sollte die entscheidung darüber aber nicht von ein-
zelfällen abhängig sein, sondern davon, ob man dem Instrument grundsätzlich 
positive Wirkungen für die Bürger, die Demokratie und das Land zuspricht. 
Direkte Demokratie und die EU 
eine solche Ablehnung der direkten Demokratie aufgrund der Annahme, mit 
seinen politischen Anliegen bei einer direkten Abstimmung zu unterliegen, 
spielt auch bei dem verzicht auf referenden im Zusammenhang mit der eu-
ropäischen union eine rolle. Schon die einführung des euro wurde von der 
Mehrheit der deutschen Bevölkerung mit Skepsis aufgenommen und auch in 
anderen Fragen müssten die Protagonisten einer stärkeren Integration wohl 
sehr viel überzeugungsarbeit leisten, um sich in einer direkten Abstimmung 
der Bevölkerung durchzusetzen. Gerade in diesem Zusammenhang wird jedoch 
deutlich, dass die vermeidung direktdemokratischer Abstimmungen auf eine 
Distanz zwischen den regierungen und den Bürgern  hindeuten kann. Je län-
ger und konsequenter die direkte demokratische Beteiligung verweigert wird, 
umso größer wird dieser Graben, der offenbar auch bewusst in Kauf genommen 
wird, um die angestrebten politischen Ziele zu erreichen: „Da die Präferenzen 
der staatlichen entscheidungsträger in einigen Politikfeldern offensichtlich – in 
der europapolitik sogar nachweislich – von den Wünschen der Bürger abwei-
chen,  spricht viel dafür, in diesen Bereichen – und nur dort – volksbegehren 
und volksentscheide zuzulassen“, schreibt roland vaubel in einem Beitrag für 
die sozialwissenschaftliche Schriftenreihe des Internationalen Instituts für Li-
berale Politik in Wien. vaubel verweist auf das Principal-Agent-Problem: der 
beauftragte Agent tut nicht, was sein Auftraggeber will. Diese unterschiedlichen 
Präferenzen der Politik und der Bürger spiegeln sich in den ergebnissen ver-
schiedener Meinungsumfragen wider. Auf die Frage, ob entscheidungen lieber 
auf regionaler, nationaler oder europäischer ebene getroffen werden sollten, 
sprachen sich 54 Prozent der eu-Parlamentarier für die europäische ebene 
aus, aber nur 42 Prozent der Bürger. Nicht nur europapolitiker, sondern auch 
die nationalen Parlamentarier neigen eher zur Zentralisierung als die Bürger. 
Die im übrigen europa durchgeführten referenden zeigen die Kluft zwischen 
der scheinbaren europabegeisterung der politischen eliten und der größeren 
europaskepsis der Bürger. Bei den zustimmenden referenden waren in 10 von 
11 Fällen die Anteile der Ja-Stimmen geringer als bei den Abgeordneten. Bei 
den ablehnenden referenden war die Parlamentsmehrheit in 10 von 11 Fällen 
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anders als die Bürger für die Annahme der abgelehnten entscheidung. etwa 
21 Prozent der befragten Bürger befürworteten den Beitritt der Türkei zur 
europäischen union, aber 44 Prozent der Kommissionsbeamten und eu-Par-
lamentarier. Da die politische Haltung der politischen vertreter offenbar weit 
von der Meinung der von ihnen vertretenen Bürger abweicht, fordert vaubel 
volksentscheide, um diese Kluft abzubauen.25
Die stabilisierenden und bremsenden Wirkungen 
direktdemokratischer Verfahren 
Polarisierende entscheidungen der Bürger erfahren eine größere Aufmerksam-
keit als Abstimmungen über Finanzfragen. So hat etwa das durch die volksab-
stimmung beschlossene Minarettverbot in der Schweiz über die Landesgrenzen 
hinweg für Irritationen gesorgt und die Angst vor der direkten Demokratie als 
Ankerpunkt für Populismus aller Art in den vordergrund treten lassen. Dabei 
wurde oft übersehen, dass die übergroße Mehrheit der volksabstimmungen 
in der Schweiz eher von konservativem Stabilitätsdenken als von radikalem 
Protestverhalten gerade auch in fiskalpolitischen Fragen geprägt ist. Nur eine 
Minderheit von entscheidungen hat einen grundsätzlich weltanschaulichen 
Charakter wie im Falle des Minarettverbotes. Bei der Mehrheit der Abstim-
mungen in der Schweiz geht es um den „Common Sense“ und nicht um Kul-
turkämpfe. Andreas Kost kommentiert dieses Abstimmungsverhalten wie folgt: 
„Gerade in Haushaltsfragen und bei Ausgaben mit steuerlicher relevanz, wo in 
den meisten deutschen Ländern die Bürgerinnen und Bürger außen vor blei-
ben, wird das volk in der Schweiz einbezogen. Die empirischen Befunde dort 
zeigen, dass die Bürgerschaft viel zurückhaltender bei der Ausgabenpolitik ist 
als das repräsentativorgan und das direkte Stimmrecht in Finanzfragen eine 
positive Wirkung entfaltet. So konnte festgestellt werden, dass Steuern in den 
Schweizer Kantonen, in denen Bürgerinnen und Bürger weitgehend über das 
Budget mitentscheiden, in geringerem Ausmaß hinterzogen wurden.“26 
Die Studie von Julia Moser und Herbert Obinger „Schlaraffenland auf erden? 
Auswirkungen von volksentscheiden auf die Sozialpolitik“ kommt zu dem 
25 roland vaubel: Nie sollst Du mich befragen? Weshalb referenden in bestimmten Politik-
bereichen – auch in der europapolitik – möglich sein sollten, in: Sozialwissenschaftliche 
Schriftenreihe, Heft 33.
26 Kost: Direkte Demokratie, S. 91. 
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ergebnis: „Die erfahrungen der Schweiz lehren, dass die direkte Demokratie 
entgegen den Hoffnungen führender repräsentanten der schweizerischen 
Arbeiterbewegung kein effektives Instrument zum raschen Ausbau des Wohl-
fahrtsstaates darstellte. Die Hauptwirkung von sozialpolitischen volksentschei-
dungen war vielmehr eine Bestätigung des Status-quo.“ Seit 1977 waren 20 
sozialpolitische volksinitiativen gescheitert. Zentral für die Ablehnung dieser 
Initiativen war in den meisten Fällen die Kostenfrage. Bei Dreiviertel der ab-
lehnenden entscheidungen wurden die Kosten von den Stimmbürgern als zu 
hoch eingeschätzt.  
Diese verzögerungswirkung der direkten Demokratie  erklärt ein Stück weit den 
„Nachzüglerstatus“ der Schweiz in Hinblick auf den Ausbau und den umbau des 
Wohlfahrtsstaates. Die direkte Demokratie habe in der Schweiz den Ausbau des 
Wohlfahrtsstaates verzögert, behindere allerdings auch seinen rückbau und 
weitreichende Konsolidierungsschritte. Die Schweizer Liberalität sei also ein 
Stück weit lediglich auf einen verzögerungseffekt zurückzuführen. Dieser ver-
zögerungseffekt habe die wohlfahrtsstaatliche expansion verlangsamt und die 
Schweizer Sozialausgaben für lange Zeit im internationalen vergleich niedrig 
gehalten. In den letzten Jahren sei jedoch ein nachholender Ausgabenschub 
bei den Sozialausgaben erkennbar. Die positive Wirkung auf die erhaltung des 
Status-quo habe aber gerade in den letzten Jahren tendenziell eher der Linken 
genutzt, da reformen und Kürzungen im Wohlfahrtsstaat darauf hinauslaufen, 
den gewohnten Status-quo in Frage zu stellen.27 
Die eher konservative als revolutionäre Wirkung der direktdemokratischen ver-
fahren zeigt sich auch an anderer Stelle. Michael Hermann und Heiri Leuthold 
haben 94 volksabstimmungen in der Schweiz mit den korrespondierenden Par-
lamentsabstimmungen verglichen, um zu ermitteln, ob direktdemokratische ver-
fahren tatsächlich zu einer stärkeren gesellschaftlichen Polarisierung führten, 
wie oft unterstellt. Sie stellten fest, dass die gesellschaftliche Polarisierung, die 
bei volksabstimmungen zum Ausdruck kommt, sich auch bei der parlamenta-
rischen entscheidungsfindung widerspiegelt: „Der vergleich korrespondierender 
volks- und Parlamentsabstimmungen zeigt, dass dem so ist. Das heißt, dass 
es nicht nur bei direktdemokratischen, sondern auch bei repräsentativen ent-
scheidungen zu gesellschaftlichen Polarisierungen kommt“. Die Polarisierung 
zwischen den gesellschaftlichen Gegensätzen sei sogar im Parlament stärker 
ausgeprägt als an der gesellschaftlichen Basis. Die Autoren führen das auf den 
27 Julia Moser und Herbert Obinger: Schlaraffenland auf erden? Auswirkungen von volksent-
scheiden auf die Sozialpolitik, in: Direkte Demokratie. Bestandsaufnahme und Wirkungen, 
S. 331-363.
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umstand zurück, dass in den verschiedenen Hochburgen jeweils die dominan-
ten politischen Kräfte sich bei den Wahlen durchsetzen könnten, wohingegen 
bei der direkten Demokratie sich auch die Minderheitenpositionen stärker in 
den Meinungsbildungsprozess einbringen könnten. Der signifikanteste unter-
schied zwischen der Wahlbevölkerung und der Politik bestehe in „Öffnungs“- 
und „Modernisierungsfragen.“ Auch Hermann und Leuthold bestätigen damit 
die These vom Brems- und verzögerungseffekt direktdemokratischer verfahren: 
„Die Direktdemokratie entwickelt damit eine bremsende Wirkung auf liberale 
Modernisierungsprojekte, die auf eine Dynamisierung, Öffnung und Flexibili-
sierung der Gesellschaft zielen.“28 
Die direkte Demokratie bietet einer regierung sogar die Möglichkeit, über die 
volksabstimmung eine mögliche Polarisierung zu verhindern und die direkte 
Konfrontation mit ihrer eigenen politischen Basis oder der Mehrheitsmeinung 
in der Bevölkerung zu umgehen, indem sie die verantwortung für brisante 
entscheidungen an die Bürger abtritt. So wurden etwa volksentscheide zur 
Abtreibungsfrage mit der Ausnahme der gemischtkonfessionellen Schweiz 
ausschließlich in katholischen Ländern durchgeführt. Die Hauptursache dafür 
liegt in dem umstand, dass in katholischen Ländern eine Legalisierung der Ab-
treibung für die jeweilige regierung ein erhebliches politisches risiko darstellt, 
das durch die Anrufung der Bürger begrenzt werden sollte. In der regel setzte 
sich wie in Irland und Portugal der vorherrschende gesellschaftliche Status-
quo durch.29 volksabstimmungen geben der regierung die Möglichkeit, sich 
bei umstrittenen Fragen des notwendigen rückhalts zu versichern und den 
veränderungen eine zusätzliche Legitimität zu verleihen. es ist für Kritiker ei-
ner bestimmten Politik einfacher, die regierung zu attackieren, als die bei ei-
ner volksabstimmung zusammengekommene Mehrheit. Andreas Kost stellt zu 
diesem Punkt fest: „unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten können 
direktdemokratische Instrumente wie Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
als Korrektiv das politische System aber entlasten, um die vor überzogenen 
erwartungen nicht selten als überhöhter Maßstab geltende repräsentative De-
mokratie differenzierter zu beurteilen und konsensuale entscheidungsprozesse 
leichter herbeizuführen. Input- als auch Output-Seite des politischen Systems 
würden damit ein Mehr an politischer Legitimation erfahren.“30
28 Michael Hermann, Heiri Leuthold: Zwischen Konsens und Polarisierung – volksabstimmungen 
und Parlamentsentscheide im direkten vergleich, in: Direkte Demokratie, Bestandsaufnahme 
und Wirkungen, S. 277-302. 
29 edith Gindulis, Herbert Obinger: Direktdemokratie und individuelle rechte: Das Beispiel 
Schwangerschaftsabbruch, in: Direkte Demokratie. Bestandsaufnahme und Wirkungen, 
S. 447-470. 
30 Kost, Direkte Demokratie, S. 88. 
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Finanzen und Föderalismus - Direkte 
Demokratie und institutionelle Kongruenz
es gibt Hinweise darauf, dass die direkte Demokratie im Bereich von Steuern 
und Finanzen auf kommunaler und Landesebene zu einer sparsameren Haus-
haltsführung beitragen kann. Für die direktdemokratischen Abstimmungen 
in den Gliedstaaten der uSA stellt Silvano Moeckli fest: Je niedriger die Hür-
de bei den beizubringenden unterschriften ist, desto niedriger sind auch die 
Staatsausgaben und -einnahmen. Die Initiative scheint über die Zeit gesehen 
aber nicht immer die gleichen Wirkungen zu haben. Zwischen 1902 und 1942 
generierte die Initiative eher höhere Ausgaben. Seit 1972 führte sie zu einer 
eher konservativen Fiskalpolitik.“31 Andere untersuchungen kommen zu dem 
ergebnis, dass direktdemokratische verfahren im vergleich zu repräsentativen 
verfahren in Budgetfragen besser abschneiden. Die Wähler achteten stärker 
auf Haushaltsdisziplin als die repräsentativ gewählten Politiker. Das schließen 
Poterba und von Hagen aus dem vergleich zwischen Gemeinden mit direkten 
und repräsentativen verfahren.32 Sie fassen ihre ergebnisse wie folgt zusam-
men: „Wenn nach den relativen vorteilen des „Bottom up“-Prozesses und des 
„Top down“-Prozesses gefragt wird, dann ist die Aussage unserer empirischen 
Analyse klar: Der Bottom-up-Prozess, der direktdemokratische elemente um-
fasst, scheint für die reduktion der öffentlichen Schulden vielversprechender 
zu sein als der „Top down“-Prozess.“33
Die einführung direkter Demokratie im Bereich der Finanzen und Steuern setzt 
aber einen umstand voraus, der in der Bundesrepublik derzeit noch nicht ge-
geben ist: die Finanzautonomie der Gebietskörperschaften. Problematisch ist 
direkte Demokratie immer dann, wenn Bürger über die verwendung frem-
der Mittel abstimmen, da der Anreiz, Ausgaben zu erhöhen ohne die Kosten 
selbst mittragen zu müssen, sehr groß ist. Der Finanzausgleich zwischen den 
verschiedenen Gebietskörperschaften ist daher eine erhebliche Hürde für die 
Ausweitung direktdemokratischer entscheidungskompetenz in ausgabenwirk-
samen Fragen. Solange Steuermittel zwischen den Bundesländern über den 
Länderfinanzausgleich umverteilt werden und Bund, Länder und Gemeinden 
nicht ohne Zustimmung und einfluss anderer Gebietskörperschaften ihre Mit-
tel erheben und über diese verfügen können, lässt sich die direkte Beteiligung 
31 Moeckli, in: Direkte Demokratie. Bestandsaufnahme und Wirkungen, S. 37. 
32 James M. Poterba, Jürgen von Hagen: Fiscal Institutions and Fiscal Performance, Chicago 
1999., S. 173 ff.
33 Dies, S. 175
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der Bürger einer einzelnen Gebietskörperschaft an der entscheidung über die 
verteilung der Ausgaben nur schwer legitimieren. Denn das Prinzip, dass die 
Profiteure einer zusätzlich beschlossenen Ausgabe möglichst auch mit den-
jenigen identisch sein sollten, die die Lasten aufbringen müssen, lässt sich so 
kaum gewährleisten. es könnte dazu kommen, dass ein Land in einer direkt-
demokratischen entscheidung zusätzliche Ausgaben beschließt, für die die Mit-
tel über den Länderfinanzausgleich von anderen Bundesländern aufgebracht 
werden müssen. entscheidend ist daher die Befolgung des Grundsatzes der „in-
stitutionellen Kongruenz.“ unter institutioneller Kongruenz versteht man in der 
Finanzwissenschaft, dass sich der Kreis der entscheidungsträger mit dem Kreis 
der Steuerzahler und der Nutznießer der entscheidungen weitgehend deckt. 
Auf diese Weise wird das Äquivalenzprinzip aus Leistung und Gegenleistung 
gewährleistet.34 Das bedeutet für die Möglichkeit, fiskalpolitische entschei-
dungen über Bürgerentscheide direkt zur Wahl zu stellen, dass die Mittel, über 
deren vergabe direktdemokratisch abgestimmt wird, auch weitgehend von den 
Wahlberechtigten und den Nutznießern der entscheidung aufgebracht werden 
müssen. unter institutioneller Inkongruenz versteht man hingegen, dass die 
drei Gruppen – entscheidungsträger, Nutznießer und Steuerzahler – ausein-
anderfallen und deshalb starke Anreize für entscheidungen auf Kosten Dritter 
geschaffen werden.35 So, wie bereits erwähnt, im bundesrepublikanischen Fö-
deralismus durch den Länderfinanzausgleich. 
Direkte Demokratie muss daher in ein System institutioneller Kongruenz ein-
gebettet werden und institutionelle Inkongruenz so weit wie möglich ver-
meiden. Das heißt, direktdemokratisch dürfte man in einem Bundesland nicht 
über einnahmen entscheiden, die etwa über den Länderfinanzausgleich aus 
den Steuermitteln anderer Bundesländer zufließen. einem Land oder einer Ge-
meinde müssten eigenmittel zugeordnet werden, die von den Steuerzahlern in 
diesem Bundesland bzw. von den in einer Gemeinde ansässigen Steuerzahlern 
aufgebracht werden. Dann könnten die Bürger des Landes und der Gemeinde 
direktdemokratisch über deren einsatz entscheiden. 
Mehr direkte Demokratie auch in zentralen finanzpolitischen Fragen auf der 
Länder- und Gemeindeebene ist deshalb in der Bundesrepublik nicht unmög-
lich, setzt aber eine grundlegende reform der Finanzverfassung mit dem Ziel 
der möglichst vollständigen Steuerautonomie für jede Gebietskörperschaft 
voraus. Die einführung direkter Demokratie im Bereich der Fiskalpolitik muss 
einhergehen mit einer Föderalismusreform, die die Finanzverfassung der Bun-
34 Blankart, S. 606 ff. 
35 Blankart, S. 608. 
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desrepublik entflechtet und den einzelnen Gebietskörperschaften eigenmittel 
zuweist, über die sie frei verfügen können ohne auf den Länderfinanzausgleich 
zurückzugreifen. von diesem Zustand ist der Föderalismus der Bundesrepublik 
allerdings noch weit entfernt. Blankart stellt dazu fest: „es ist kaum übertrie-
ben, wenn gesagt wird: Im heutigen Föderalismus bezahlt jeder für jeden. Die 
Finanzbeziehungen unter Gebietskörperschaften gleichen einem gordischen 
Knoten.“36 eben dieser Gordische Knoten müsste zerschlagen werden, um den 
Weg frei zu machen für die direkte Beteiligung der Bürger an der Festlegung 
von Ausgaben und einnahmen in den Ländern und Kommunen. 
Vorschläge zur Einführung direktdemokratischer 
Elemente auf Bundesebene
Kommen wir nun von der ebene der Länder und Gemeinden zur Bundesebe-
ne. Die eingangs geschilderten Argumente für eine stärkere Partizipation der 
Bevölkerung am politischen entscheidungsprozess, die entfremdung zwischen 
Politik und Bürgern, die stärkere Orientierung an Themen statt an Parteien und 
das neue Fünf-Parteien-System sprechen dafür, zusätzliche direktdemokratische 
Beteiligungsmöglichkeiten auf Bundesebene zu schaffen. Die oft in Deutschland 
vorgetragenen vorbehalte mit Hinweis auf die Weimarer republik, dass Bür-
gerbeteiligung die politische Stabilität gefährde, lässt sich nicht belegen. Die 
direkte Demokratie führt nicht zu revolutionären veränderungen, sondern trägt 
dazu bei, den jeweils vorherrschenden Zustand zu konservieren und verände-
rungen zu verzögern. Direkte Demokratie kann also sowohl verschlechterungen 
eines zufriedenstellenden Zustandes verhindern als auch verbesserungen eines 
unzulänglichen politischen Zustandes. Drastische veränderungen und Brüche 
mit dem Status-quo lassen sich mit einer stabilen regierungsmehrheit eher in 
die Wege leiten als mit einem volksentscheid. Kost bringt das auf den Punkt: 
„Das volk neigt eher dazu reformvorhaben der regierung zu stoppen, als selbst 
eines zu initiieren. So ist der direkten Demokratie durchaus ein konservatives 
Strukturelement zu eigen. Direktdemokratische entwicklungen vollziehen sich 
in einem evolutionären Prozess, und es muss noch mehr – politische – Geduld 
aufgebracht werden als in einem rein repräsentativen System.“37
36 Blankart, S. 606
37 Kost, Direkte Demokratie, S. 91. 
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Die Furcht vor dem systemsprengenden Charakter plebiszitärer elemente auf 
Bundesebene ist schon deshalb unbegründet, da durch die Festlegung der 
verfahren, der zulässigen Themen und der notwendigen Mindestzahl von un-
terschriften direktdemokratische verfahren in die politische Ordnung einge-
bettet sind. eine direktdemokratische Mehrheit kann ebenso wenig wie eine 
parlamentarische Mehrheit sich über das Grundgesetz hinwegsetzen. Die oft 
geäußerte Sorge, die Bürger könnten per volksentscheid mehrheitlich die Todes-
strafe wieder einführen, entpuppt sich als wenig stichhaltige Polemik. Weniger 
die Frage, ob eine direktdemokratische Bürgerbeteiligung auf Bundesebene mit 
den Prinzipien unserer Demokratie vereinbar ist, steht deshalb zur Diskussi-
on, sondern die Frage, welche verfahren sich am besten mit der repräsenta-
tiven Demokratie des Grundgesetzes und den Anforderungen an effektivität 
und Handlungsfähigkeit vertragen. Drei Instrumente bieten sich an, die eine 
stärkere direkte Beteiligung der Bürger auf Bundesebene ermöglichen, ohne 
das repräsentative parlamentarische System auszuhebeln und eine politische 
Dauerblockade zu provozieren. 
– das vom Parlament angesetzte Plebiszit
– der Bürgerantrag
– das obligatorische verfassungsreferendum
Vom Parlament angesetztes Plebiszit: einer der wichtigen einwände gegen 
direktdemokratische Instrumente ist die Sorge, durch die Abstimmung könnte 
die Handlungsfähigkeit der regierung geschwächt und das repräsentative Mo-
dell ausgehebelt werden. Die Opposition könnte das regierungshandeln durch 
Dauermobilisierung blockieren und damit den bereits vorhandenen vetospie-
lern weitere hinzufügen. Diese einwände fallen bei einem von der Parlaments-
mehrheit beschlossenen Plebiszit weg. Wenn die Mehrheit der gewählten Ab-
geordneten beschließt, den Bürgern die entscheidungsgewalt über bestimmte 
Fragen zu übertragen, dann ist das keine Aushebelung des repräsentativen 
Prinzips, sondern eine andere Form von Wahrnehmung der parlamentarischen 
verantwortung. Dieses verfahren ermöglicht es, der entscheidung über gesell-
schaftlich stark umstrittene Fragen eine zusätzliche Legitimität zu verleihen 
und eine Polarisierung zwischen den politischen entscheidungsträgern und 
den Bürgern zu verhindern. In der regel werden Mehrheitsentscheidungen bei 
volksabstimmungen auch über sehr kontroverse Themen anders als einfache 
Parlamentsbeschlüsse auch von den politischen Gegnern dieses Beschlusses 
akzeptiert, da ihnen eine besondere demokratische Legitimität zugeschrieben 
werden kann. 
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Der Bürgerantrag: Der Bürgerantrag oder auch volksinitiative ist eine erwei-
terung des Petitionsrechts. Wenn ein gewisses Quorum von unterschriften 
vorliegt, ist das Parlament dazu verpflichtet, sich im Plenum mit der zugrun-
deliegenden Frage zu befassen und die Initiatoren der Initiative anzuhören. 
Der Bürgerantrag ist also ein Instrument, mit dem Bürger direkt auf die poli-
tische Agenda einfluss nehmen können, ohne die entscheidungsbefugnis des 
Parlaments auszuhebeln. es verhindert, dass missliebige Themen außen vor 
gehalten und politisch tabuisiert werden können. Der Zwang zur öffentlichen 
Auseinandersetzung schafft die Notwendigkeit, sich argumentativ mit den 
Positionen auseinanderzusetzen und trägt zur oft eingeforderten Bürgernä-
he bei. Da der Bürgerantrag keine obligatorische Wirkung auf das Gesetzge-
bungsverfahren besitzt, kann die Schwelle für die Behandlung hier niedriger 
liegen als bei einem volksbegehren. Auch die inhaltliche Auseinandersetzung 
mit starken Minderheitspositionen in der Gesellschaft, die sich in einer großen 
Zahl von unterschriften ausdrücken kann, trägt zur Abbildung des Pluralismus 
der Zivilgesellschaft bei. 
Das obligatorische Verfassungsreferendum: Der Schutz der Grundrechte und 
der Schutz vor politischer Willkür und Machtkonzentration sind die zentralen 
Anliegen der Ordnung des Grundgesetzes. Die Zweidrittelmehrheit und der 
unveränderlichkeitsgrundsatz für die ersten Artikel der verfassung sollen ver-
hindern, dass diese Grundsätze abgeschafft oder eingeschränkt werden. Das 
obligatorische verfassungsreferendum, also die vorgeschriebene Zustimmungs-
pflicht der Bürger, wenn die verfassung geändert oder Souveränitätsrechte 
an eine höhere politische ebene, etwa an die europäische union, übertragen 
werden, kann einen zusätzlichen Sicherungsmechanismus zur Wahrung der 
verfassungsordnung darstellen. Dies sollte auch alle Fragen mit einschließen, 
die die Abtretung von Souveränitätsrechten, etwa im rahmen der europäischen 
union, betreffen. Wie wir gesehen haben, ist besonders in diesem Bereich die 
Kluft zwischen der Sichtweise der Mehrheit der Bevölkerung und der Politik 
besonders groß. Gerade im Zusammenhang mit der europäischen Integration 
ist eine solche „erdung“ weitreichender, die Souveränitätsrechte der Bundesre-
publik und den Gültigkeitsbereich des Grundgesetzes betreffender Beschlüsse 
geboten. Jede Form der Staatlichkeit erfordert Legitimität, daher sollten die 
Bürger einer veränderung der verfassung oder einer Abgabe von Kompetenzen, 
die den Geltungsbereich des Grundgesetzes betreffen, zustimmen und eine 
volksabstimmung obligatorisch sein. 
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